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Gemeinde Oy-Mittelberg 

Bebauungsplan "Mittelberg Mühlbachblick" 
 
Büro Sieber, Lindau (B) 
Datum: 08.02.2019/geändert und ergänzt am 25.02.2019 
 

Ergebnisvermerk 
 

Anlass: Behördenunterrichtungs-Termin gemäß § 4 Abs. 1 BauGB 
Datum: 24.01.2019  
Ort: Landratsamt Oberallgäu 
 
 
Folgende Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange wurden mit Schreiben vom 12.12.2018 zu einem 
Behördenunterrichtungs-Termin gemäß § 4 Abs. 1 BauGB eingeladen bzw. zur Abgabe einer schriftlichen Stel-
lungnahme aufgefordert: 
 

Behörden/Teil-
nehmer: 

− Landratsamt Oberallgäu, Bauleitplanung, vertreten durch Hrn. Amos 

− Landratsamt Oberallgäu, Immissionsschutz, vertreten durch Hrn. Lehnberger 

− Landratsamt Oberallgäu, Untere Naturschutzbehörde, vertreten durch Fr. Heid 

− Regierung von Schwaben, nicht anwesend (Stellungnahme liegt vor) 

− Regionaler Planungsverband Allgäu, nicht anwesend (keine Stellungnahme) 

− Autobahndirektion Südbayern, nicht anwesend (keine Stellungnahme) 

− Bayerisches Landesamt für Denkmalpflege, nicht anwesend (Stellungnahme liegt vor) 

− Landratsamt Oberallgäu, Ortsplanung, nicht anwesend (keine Stellungnahme) 

− Landratsamt Oberallgäu, Kreisbrandrat, nicht anwesend (Stellungnahme liegt vor) 

− Amt für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten Kempten (Allgäu) (Stellungnahme liegt 
vor) 

− Amt für ländliche Entwicklung Schwaben (Stellungnahme liegt vor) 

− Kreisheimatpfleger (keine Stellungnahme) 

− Staatliches Bauamt Kempten (Stellungnahme liegt vor) 

− Wasserwirtschaftsamt Kempten (Stellungnahme liegt vor) 

− Bayerischer Bauernverband, Kempten (Allgäu) (Stellungnahme liegt vor) 

− Bund Naturschutz in Bayern e.V., Kempten (Allgäu) (keine Stellungnahme) 

− Handwerkskammer Schwaben (Stellungnahme liegt vor) 
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− Industrie- und Handelskammer (Stellungnahme liegt vor) 

− Deutsche Telekom Technik GmbH (keine Stellungnahme) 

− Energie-Genossenschaft Mittelberg e.G (Stellungnahme liegt vor) 

− AllgäuNetz GmbH & Co. KG (Stellungnahme liegt vor) 

− Zweckverband Fernwasserversorgung (Stellungnahme liegt vor) 

− Zweckverband für Abfallwirtschaft, Kempten (Allgäu) (keine Stellungnahme) 

 
Für die Gemeinde bzw. die Planungsbüros waren anwesend:  
 

 − Hr. Haslach, Bürgermeister, Gemeinde Oy-Mittelberg 

− Hr. Haug, Bauamtsleiter, Gemeinde Oy-Mittelberg 

− Hr. Kurz, Hr. Berberich, Büro Sieber 

 
1. Allgemein 

1.1  Die Gemeinde Oy-Mittelberg beabsichtigt im Süden des Ortsteiles "Mittelberg" auf der Fl.-Nr. 638 einen 
Bebauungsplan für ein allgemeines Wohngebiet (WA) aufzustellen. Die Größe des Plangebietes beträgt 
ca. 0,82 ha. Geplant ist die Umsetzung nach § 13 b BauGB. 

1.2  Im Flächennutzungsplan ist auf der Fl.-Nr. 638 derzeit eine Grünfläche dargestellt. Der Flächennutzungs-
plan wäre somit im Rahmen einer Berichtigung anzupassen. 

1.3  Die geplante Erschließung, die vorgesehenen Grünflächen sowie mögliche, angedachte Bebauung sind 
dem städtebaulichen Entwurf des Büro Sieber vom 12.12.2018 zu entnehmen. 

1.4  Westlich des geplanten Bebauungsplanes befindet sich eine aktive landwirtschaftliche Hofstelle. Um eine 
Beeinträchtigung durch Geruchs-Immissionen zu vermeiden, ist ein Abstand von 80 Meter zur nächsten 
schützenswerten Bebauung in einem allgemeinen Wohngebiet erforderlich. Gemäß des derzeitigen Pla-
nungsstandes liegen zwei der geplanten Bauplätze innerhalb des erforderlichen Mindestabstandes. 

1.5  Nördlich des Plangebietes auf der Fl.-Nr. 570/4 befindet sich ein Wohnblock mit 46 Wohneinheiten. Die 
zugehörigen Stellplätze befinden sich auf gepachteten Flächen, welche teilweise mit der Aufstellung des 
Bebauungsplanes überplant werden.  

 

2. Planungsrecht und Verfahrenswahl 

2.1  Solange die landwirtschaftliche Hofstelle noch in Betrieb ist, ist keine Umsetzung von Wohnnutzung mit 
dem Schutzanspruch eines allgemeinen Wohngebietes im konfliktbehafteten Bereich möglich. Im Zeit-
raum der kommenden drei bis fünf Jahre ist gemäß der Aussage des Landwirtes mit einer Auflassung der 
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noch aktiven landwirtschaftlichen Hofstelle zu rechnen. Es bestehen die folgenden Möglichkeiten, die 
vorgesehene Wohnnutzungen planungsrechtlich umzusetzen: 

2.2  Möglichkeit 1: Die Aufstellung des Bebauungsplanes kann im beschleunigten Verfahren gem. §  13b 
i.V.m. § 13a BauGB erfolgen. Für den Einwirkungsbereich der aktiven landwirtschaftlichen Hofstelle ist 
eine Festsetzung gemäß § 9 Abs. 2 BauGB in dem Bebauungsplan aufzunehmen. Eine Wohnnutzung ist 
in diesem Bereich ist erst dann zulässig, wenn die landwirtschaftliche Hofstelle nicht mehr aktiv betrieben 
wird. 

2.3  Möglichkeit 2: Die Aufstellung des Bebauungsplanes kann im östlichen Bereich im beschleunigten Ver-
fahren gem. § 13b i.V.m. § 13a BauGB erfolgen. Für den Einwirkungsbereich der aktiven landwirtschaft-
lichen Hofstelle ist eine Satzung gemäß § 34 BauGB aufzustellen. In die Satzung wären die landwirt-
schaftliche Hofstelle auf der Fl.-Nr. 37, der Wohnblock auf der Fl.-Nr. 570/4 und die zwei westlichen 
geplanten Bauplätze aufzunehmen. Der Satzung wäre entsprechend des Gebietscharakters der Schutz-
anspruch eines Dorfgebietes zu Grunde zu legen. Dies ermöglicht eine Wohnnutzung im Einwirkungsbe-
reich der aktiven landwirtschaftlichen Hofstelle ohne deren Auflassung. 

  

3. Ortsbild und städtebauliche Voraussetzungen 

3.1  Aufgrund der Witterungsverhältnisse konnte bisher keine abschließende ortsplanerische Beurteilung er-
folgen. Eine endgültige ortsplanerische Beurteilung ist erst nach Vorlage von Schnittzeichnungen oder 
einer Ortseinsicht möglich. 

3.2  Wenn das Gelände im Plangebiet nur mäßig nach Süden abfällt, ist die geplante Bebauung aus ortpla-
nerischer Sicht als vertretbar zu bewerten. Die Wirkung des großen Wohnblocks am Ortsrand wird durch 
die geplante vorgelagerte Bebauung abgeschwächt. 

3.3  Im Geltungsbereich sollen nur Satteldächer zulässig sein. 

3.4  Die Firstrichtung der Gebäude am Ortsrand sind parallel zum Hang auszurichten. Bei Gebäuden, die an 
die "Faistenoyer Straße" angrenzen, ist eine parallele Ausrichtung der Firstrichtung zulässig. 

 

4. Natur- und Artenschutz 

4.1  Von Seiten der unteren Naturschutzbehörde bestehen bei der Aufstellung des Bebauungsplanes keine 
Bedenken. Es sind keine Vorprüfungen und Kartierungen erforderlich. 

4.2  Die im städtebaulichen Entwurf des Büros Sieber vorgesehene Eingrünung an der Ortsrandlage wird als 
positiv bewertet. 
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5. Immissionsschutz 

5.1  Auf das Plangebiet wirken die Gewerbelärm-Immissionen des östlich angrenzenden Hotels ein. Das Land-
ratsamt Oberallgäu hat sich bereit erklärt vor Ort zu prüfen, ob das angrenzende Hotel schalltechnisch 
zu untersuchen ist. Dabei ist die Parkierungssituation als die relevanteste Schallquelle zu betrachten. 

5.2  Nachdem die neue Parkierungssituation im Umfeld des Wohnblocks von der Gemeinde konzipiert wurde, 
ist abzustimmen, ob und in welchem Umfang die Lärm-Immissionen der Parkbewegungen zu ermitteln 
und zu bewerten sind. 

5.3  Westlich angrenzend an das Plangebiet befindet sich eine aktive landwirtschaftliche Hofstelle. Erst ab 
einem Abstand von 80 m sind nach Aussage des Landratsamtes Wohnnutzungen mit Schutzanspruch 
eines allgemeinen Wohngebietes (WA) möglich. 

5.4  Um eine Wohnnutzung im westlichen Bereich des Plangebietes zu ermöglichen ist eine der zwei Mög-
lichkeiten, welche in Kapitel 2 beschrieben sind, umzusetzen.  

 

6. Weitere Vorgehensweise 

6.1  Das Büro Sieber erstellt Schnittzeichnungen, um den Geländeverlauf im Plangebiet darzustellen. Anhand 
dieser Schnittzeichnungen oder einer Ortseinsicht verfasst das Landratsamt Oberallgäu eine ortsplaneri-
sche Beurteilung.  

6.2  Die Gemeinde trifft eine Entscheidung, nach welcher Möglichkeit (Kapitel 2) das Vorhaben durchgeführt 
wird. 

6.3  Die Gemeinde prüft die Verfügbarkeit von Stellplätzen für den Wohnblock mit 46 Wohneinheiten. Falls 
keine Ausweichstellplätze zur Verfügung stehen wird gegebenenfalls das Plangebiet verkleinert, um die 
erforderlichen Stellplätze zu erhalten. 

6.4  Das Landratsamt Oberallgäu betrachtet das östlich angrenzende Hotel und stimmt anschließend mit der 
Gemeinde ab, ob ein schalltechnisches Gutachten zu erstellen ist. 

 
Für eingeladene Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange, bei denen weder eine Teilnahme an dem 
o.g. Unterrichtungs-Termin noch eine Stellungnahme in anderer Form vorliegt, wird angenommen, dass fach-
liche Informationen bzw. Anregungen oder Einwände zu der beabsichtigten Planung nicht gegeben sind.  
 
i.A. P. Kurz 
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Abdruck per E-Mail an: − Hrn. Amos, Landratsamt Oberallgäu 

− Hrn. Lehnberger, Landratsamt Oberallgäu 

− Fr. Heid, Landratsamt Oberallgäu 

− Hrn. Haslach, Gemeinde Oy-Mittelberg 

− Hrn. Haug, Gemeinde Oy-Mittelberg 
 







 

 

 

Zentrale: U-/S-Bahn: Marienplatz Tel. 089/2114-0 Bayer. Landesbank München 
Hofgraben 4, 80539 München Straßenbahn: Linie 19 Fax 089/2114-300 IBAN  DE75700500000001190315 
Postfach 10 02 03, 80076 München Nationaltheater Internet: http://www.blfd.bayern.de BIC     BYLADEMM 
  

Bayerisches Landesamt für Denkmalpflege • Postfach 10 02 03 • 80539 München Abteilung B - Koordination Bauleitplanung 
 
Postfach 10 02 03 
80076 München 
 
Tel: 089/2114-236 von 8 bis 12 Uhr 
Fax: 089/2114-407 
E-Mail: beteiligung@blfd.bayern.de 

Büro Sieber 

Stadtplanung Landschaftsplanung Artenschutz 

Immissionsschutz 

 

Am Schönbühl 1 

88131 Lindau 

 

 
Ihre Zeichen Ihre Nachricht vom Unsere Zeichen Datum 

 19.12.2018 P-2018-5663-1_S2 17.01.2019 

 

Vollzug des Denkmalschutzgesetzes (BayDSchG) 

Gde. Oy-Mittelberg, Lkr. Oberallgäu: Aufstellung des Bebauungsplanes "Mühlbachblick" 

und Änderung des Flächennutzungsplanes 

 

Zuständiger Gebietsreferent: 

Bodendenkmalpflege: Herr Dr. Johann Tolksdorf 

 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

wir bedanken uns für die Beteiligung an der oben genannten Planung und bitten Sie, bei 

künftigen Schriftwechseln in dieser Sache, neben dem Betreff auch unser Sachgebiet (B Q) und 

unser Aktenzeichen anzugeben. Zur vorgelegten Planung nimmt das Bayerische Landesamt für 

Denkmalpflege, als Träger öffentlicher Belange, wie folgt Stellung: 

 

Bodendenkmalpflegerische Belange: 

Wir weisen darauf hin, dass eventuell zu Tage tretende Bodendenkmäler der Meldepflicht an das 

Bayerische Landesamt für Denkmalpflege oder die Untere Denkmalschutzbehörde gemäß Art. 8 

Abs. 1-2 BayDSchG unterliegen.  
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Art. 8 Abs. 1 BayDSchG: 

Wer Bodendenkmäler auffindet ist verpflichtet, dies unverzüglich der Unteren Denkmal-

schutzbehörde oder dem Landesamt für Denkmalpflege anzuzeigen. Zur Anzeige verpflichtet 

sind auch der Eigentümer und der Besitzer des Grundstücks sowie der Unternehmer und der 

Leiter der Arbeiten, die zu dem Fund geführt haben. Die Anzeige eines der Verpflichteten befreit 

die übrigen. Nimmt der Finder an den Arbeiten, die zu dem Fund geführt haben, aufgrund eines 

Arbeitsverhältnisses teil, so wird er durch Anzeige an den Unternehmer oder den Leiter der 

Arbeiten befreit. 

 

Art. 8 Abs. 2 BayDSchG:  

Die aufgefundenen Gegenstände und der Fundort sind bis zum Ablauf von einer Woche nach der 

Anzeige unverändert zu belassen, wenn nicht die Untere Denkmalschutzbehörde die Ge-

genstände vorher freigibt oder die Fortsetzung der Arbeiten gestattet. 

 

Die Untere Denkmalschutzbehörde erhält dieses Schreiben per E-Mail mit der Bitte um 

Kenntnisnahme. Für allgemeine Rückfragen zur Beteiligung des BLfD im Rahmen der 

Bauleitplanung stehen wir selbstverständlich gerne zur Verfügung.  

Fragen, die konkrete Belange der Bau- und Kunstdenkmalpflege oder Bodendenkmalpflege 

betreffen, richten Sie ggf. direkt an den für Sie zuständigen Gebietsreferenten der Praktischen 

Denkmalpflege (www.blfd.bayern.de). 

 

Mit freundlichen Grüßen 

Dr. Jochen Haberstroh 
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Bayerisches Landesamt für Denkmalpflege • Postfach 10 02 03 • 80539 München 

Landratsamt Oberallgäu 

Untere Denkmalschutzbehörde 

Postfach 1441 

87527 Sonthofen 

 

 






































